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Geſetz-Sammlung 


für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr 56. 


(Nr. 3867.) Statut des Kottwitz-Raaker Deichverbandes. Vom 19. September 1853. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. N 


Nachdem es für erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer der Oder⸗ 
Niederung von Kottwitz bis unterhalb Raake in den Kreiſen Trebnitz und 
Wohlau des Regierungsbezirks Breslau Behufs der gemeinſamen Anlegung 
und Unterhaltung von Deichen gegen die Ueberſchwemmungen der Oder zu 
einem Deichverbande zu vereinigen und nachdem die geſetzlich vorgeſchriebene An— 
hoͤrung der Betheiligten erfolgt iſt, genehmigen Wir hierdurch auf Grund des 
Geſetzes uͤber das Deichweſen vom 28. Januar 1848., HH. 11. und 15. (Geſetz⸗ 
Sammlung vom Jahre 1848. Seite 54.), die Bildung eines Deichverbandes 
unter der Benennung: 5 

„Kottwitz-Raaker Deich verband“ 


und ertheilen demſelben nachfolgendes Statut: 


Erſter Abſchnitt. 
„. 


In der Niederung, welche fich am rechten Oderufer von dem rechten ume ug 

Ufer des Lohebachs zwiſchen Pannwitz und Kottwitz bis unterhalb Raake erſtpeckt, und Zweck J pes 
werden die Eigenthuͤmer aller eingedeichten und noch einzudeichenden Grundſtüuͤcke, Deidhverban . 
welche ohne Verwallung bei einem Waſſerſtande von 20 Fuß 3 Zoll am Auf- 
halter Pegel der Ueberſchwemmung unterliegen wuͤrden, zu einem Deichverbande 
vereinigt. a 
ö Der Verband bildet eine Korporation und hat feinen Gerichtsſiand bei 
dem Kreisgerichte zu Trebnitz. 

Jahrgang 1853. (Nr. 3867.) 116 F. 2. 


Ausgegeben zu Berlin den 27. Oktober 1853. 
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§. 2. 


Dem Deichverbande liegt die Herſtellung und Unterhaltung eines unter— 
halb der Kottwitz-Pannwitzer Straße anfangenden und ſich unterhalb Raake 
an den waſſerfreien Thalrand anſchließenden Oderdeiches von 8 Fuß Kronen⸗ 
breite, in der Höhe von 3 Fuß uͤber dem bekannten hoͤchſten Waſſerſtande (20 
Fuß 3 Zoll am Aufhalter Pegel), mit dreifuͤßiger vorderer und zweifuͤßiger 
hinterer Boͤſchung ob; ſowie eines ſich an den Oderdeich anſchließenden Ruͤck⸗ 
ſtaudeiches am Lohebache in gleicher Hoͤhe und mit gleichen Boͤſchungen und 
allmaͤhlig von 8 Fuß auf 4 Fuß abnehmender Kronenbreite. 


Wenn ſpaͤtere Erfahrungen eine größere Höhe oder Staͤrke der Deiche 
zum Schutze gegen den hoͤchſten Waſſerſtand gebieten, ſo iſt dieſelbe nach An— 
ordnung der Staatsbehoͤrden vom Deichverbande herzuſtellen. 


Neben dem Hauptoderdeiche ſoll auf der Landſeite ein 12 Fuß breiter 
Fahrweg liegen bleiben und, ſoweit es noͤthig iſt, nach Anweiſung des Deich- 
amtes alljährlich in angemeſſener Weiſe bis zur Höhe von 8 Fuß unter der 
Deichkrone zum Banguett erhoͤht werden. 


Wenn zur Erhaltung der Deiche eine Uferdeckung noͤthig wird, ſo hat 
der Deichverband dieſelbe auszufuͤhren, vorbehaltlich ſeiner Anfpräche an andere 
Verpflichtete. 


H. 3. 


Die ng: und Unterhaltung der ſchon beſtehenden Entwaͤſſerungs— 
graͤben in der Niederung iſt auch ferner von denjenigen zu bewirken, welchen 
dieſelbe bisher oblag. Dagegen iſt der im unteren Theile der Niederung neu 
anzulegende Hauptgraben vom Deichverbande zu bauen und zu unterhalten. 


Die regelmäßige Räumung der Hauptgraͤben wird aber unter die Kon— 
trolle und Schau der Deichverwaltung geſtellt. Das Waſſer der Hauptgräben 
darf ohne widerrufliche Genehmigung des Deichhauptmanns von Privatperſonen 
weder aufgeſtaut, noch abgeleitet werden. 

Dagegen hat jeder Grundbeſitzer der Niederung das Recht, die Auf— 
8 des Waſſers, deſſen er ſich entledigen will, in die Hauptgraͤben zu ver— 
angen. 

Die Zuleitung muß aber an den vom Deichhauptmann vorzuſchreibenden 


Pußkten geſchehen. 


$. 4, 


Der Verband hat in dem die Niederung gegen den Strom abſchließen— 
den Deiche die erforderlichen Auslaßſchleuſen (Deichſiele) fuͤr die Hauptgraͤben 
anzulegen und zu unterhalten. g 

Ueber 
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Ueber die vom Verbande zu unterhaltenden Deichſtrecken, Hauptgraͤben, 
Schleuſen, Bruͤcken u. ſ. w. und uͤber die ſonſtigen Grundſtuͤcke des Verbandes 
iſt ein Lagerbuch vom Deichhauptmann zu fuͤhren und vom Deichamte feſtzuſtel⸗ 
len. Die darin vorkommenden Veraͤnderungen werden dem Deichamte bei der 
jährlichen Rechnungsabnahme zur Erklaͤrung vorgelegt. 


Zweiter Abſchnitt. 


H. 5. 


Die Arbeiten des Deichverbandes werden nicht durch Naturalleiſtungen der Verpfichtun⸗ 
Deichgenoſſen, ſondern durch die Deichbeamten für Geld aus der Deichkaſſe aus- genen, Gil, 
geführt. Die erforderlichen Mittel zu den Arbeiten, zur Beſoldung der Deich- leitungen. Be⸗ 
beamten und zur Verzinſung und Tilgung der zum Beſten des Verbandes Pohe degſelben 
etwa kontrahirten Schulden haben die Deichgenoſſen nach den von der Regie- und Veranla⸗ 
rung zu Breslau ausgefertigten Deichkataſtern aufzubringen, von denen u a dem 

„das allgemeine Deichkataſter“ 3 
den Beitragsmaaßſtab für die Verwaltungskoſten und für die laufende Unter: 
haltung der Deiche nach deren normaler Herſtellung, 
„das Spezialkataſter“ 
5 den Beitragsfuß fuͤr die Koſten der erſten normalen Herſtellung der Deiche 
enthaͤlt. 

In dieſem Spezialkataſter iſt die Geſammtſumme der nach dem allge⸗ 
meinen Beitragsmaaßſtab auf die bäuerlichen Wirthe zu Kottwitz fallenden 
Koſten der erſten Herſtellung der Deiche ihrem Beſchluſſe zufolge nach dem 
Werthe ihrer geſammten, auch der nicht im Ueberſchwemmungsgebiete liegenden, 
Laͤndereien repartirt worden. 


H. 6. 


r Der gewöhnliche Deichkaſſenbeitrag zur Unterhaltung der Deich⸗ und Ent: 
waͤſſerungs-Anlagen wird für jetzt auf jährlich drei Silbergroſchen für den 
Normalmorgen des Kataſters feſtgeſetzt. 

Wenn die Erfüllung der Sozietaͤtszwecke einen größeren Aufwand er⸗ 
fordert, ſo muß dieſer Mehrbetrag als außerordentlicher Beitrag ausgeſchrieben 
und von den Deichgenoſſen aufgebracht werden; insbeſondere gilt dies für die 
Koſten der erſten normalmaͤßigen Herſtellung der Deiche, bis zu deren Tilgung 
in der Regel jaͤhrlich mindeſtens der vierfache gewoͤhnliche Deichkaſſenbeitrag 
einzuziehen iſt. f i 


* 


S.. 


Wenn die gewoͤhnlichen Deichkaſſenbeitraͤge, nachdem daraus fuͤr die 
Sozietaͤtszwecke beſtimmungsmaͤßig geſorgt worden, Ueberſchuͤſſe ergeben, fo follen 
(Nr. 2867.) 116* dieſe 


= IE = 
diefe bis zur Höhe von tauſend Thalern zu einem Reſervefonds 1 5 
und mit guter Sicherheit zinsbar belegt werden. Der Reſervefonds darf nicht 


zu den laufenden und gewoͤhnlichen Ausgaben des Verbandes, ſondern allein 
fuͤr folgende Zwecke verwendet werden: 


a) für die Herſtellung der durch Eisgang oder Hochwaſſer zerſtoͤrten oder 
ungewoͤhnlich beſchaͤdigten Deiche, ſoweit die Herſtellungskoſten aus den 
gewoͤhnlichen Einnahmen nicht beſtritten werden koͤnnen; 

b) für den Neubau der vorhandenen Auslaßſchleuſen; 

c) für Ausführung von Meliorations anlagen. 


H. 8. 


Die gewöhnlichen Deichkaſſenbeitraͤge find zu ermäßigen, wenn fie nach 
vollſtaͤndiger Bildung des Reſervefonds Ueberſchuͤſſe uͤber das jaͤhrliche Beduͤrf— 
niß des Verbandes ergeben. 


$. 9. 


Die Deichgenoffen find bei Vermeidung der adminiſtrativen Exekution 
gehalten, die gewoͤhnlichen Deichkaſſenbeitraͤge in halbjaͤhrigen Terminen, am 
2. Januar und 1. Juli jeden Jahres, unerinnert zur Deichkaſſe abzuführen. 
Ebenſo muͤſſen die außerordentlichen Beitraͤge in den durch das Ausſchreiben 
des Deichhauptmanns beſtimmten Terminen abgefuͤhrt werden. 


$. 10. 


Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Deichkaſſenbeitraͤge ruht, gleich 
der ſonſtigen Deichpflicht, als Reallaſt unabloͤslich auf den Grundftücen; fie iſt 
den Öffentlichen Laſten gleich zu achten und hat in Kolliſionsfaͤllen vor denſel— 
ben den Vorzug. 


Die Erfüllung der Deichpflicht kann von dem Deichhauptmann in eben 
der Art, wie dies bei den oͤffentlichen Laſten zulaͤſſig iſt, durch Exekution er— 
zwungen werden. 


Die Exekution findet auch ſtatt gegen Paͤchter, Nutznießer oder andere 
Beſitzer des verpflichteten Grundſtuͤcks, vorbehaltlich ihres Regreſſes an den 
eigentlich Verpflichteten. Bei Beſitzveraͤnderungen kann ſich die Deichverwal⸗ 
tung auch an den im Kataſter genannten Eigenthuͤmer ſo lange halten, bis ihr 
die Beſitzveraͤnderung zur Berichtigung des Deichkataſters angezeigt und ſo 
nachgewieſen iſt, daß auf Grund dieſer Nachweiſe die Berichtigung erfolgen kann. 


Bei vorkommenden Parzellirungen müffen die Deichlaſten auf die Trenn⸗ 
ſtucke verhaͤltnißmaͤßig repartirt werden. Auch die kleinſte Parzelle zahlt min— 
deſtens Einen Pfennig jaͤhrlich. 


F. 11. 
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F. 11. 


Eine Berichtigung des Deichkataſters kann — abgeſehen von dem Falle 
der Parzellirung und Beſitzveraͤnderung — zu jeder Zeit gefordert werden: 


a) wenn erhebliche, fünf Prozent uͤberſteigende Fehler in der bei Aufſtellung 
dee debate zum Grunde gelegten Vermeſſung nachgewieſen 
werden; 

p) wenn die Zwecke der Deichverwaltung eine Verlegung des Deiches noth— 
wendig machen, wodurch bisher eingedeichte Grundſtuͤcke kuͤnftig außer 
halb der 0 oder außerhalb der Verwallung gelegene Grund— 
ſtuͤcke innerhalb der Verwallung zu liegen kommen; 

c) ol eingedeichte Grundſtuͤcke dem Deichverbande als Eigenthum abgetreten 
werden; 

d) wenn in Folge von Durchbruͤchen eingedeichte Grundſtuͤcke N aus⸗ 
getieft oder verſandet ſind, daß ſich deren bisherige Ertragsfaͤhigkeit um 

mehr als die Haͤlfte verringert hat und die Wiederherſtellung in den 

fruͤheren Zuſtand unverhaͤltnißmaͤßige Koſten veranlaſſen wuͤrde. 


Ueber die Antraͤge auf Berichtigung des Deichkataſters aus den vor— 
gedachten Gruͤnden entſcheidet das Deichamt. 


$. 12. 


Wegen angeblicher Irrthuͤmer in dem Deichkataſter oder eee 
im Ertragswerthe der Grundftüce kann, außer den im H. 11. gedachten Fallen, 
eine Berichtigung des Deichkataſters im Laufe der gewoͤhnlichen Verwaltung 
nicht gefordert, ſondern nur von der Regierung bei erheblichen Veraͤnderungen 
der Grundſtuͤcke nach dem Antrage oder nach vorher eingeholtem Gutachten des 
Deichamtes angeordnet werden. 

Nach Ablauf eines zehnjaͤhrigen Zeitraumes kann auf Antrag des Deich 
amtes eine allgemeine Reviſion des Deichkataſters von der Regierung angeordnet 
werden; dabei iſt das für die erſte Aufſtellung des Kataſters vorgeſchriebene 
Verfahren zu beobachten. 


$. 13. | 
Ueber die Anträge auf Erlaß und Stundung von Deichkaffenbeiträgen _ Geiaß un 
entſcheidet das Deichamt. ae We 
Beiträge, 
H. 14. 


Für Grundſtuͤcke, welche in Folge eines Deichbruchs ausgetieft oder ver⸗ 
ſandet worden, kann der Beſitzer die Stundung aller nach dem Durchbruch 
fällig werdenden Deichkaſſenbeitraͤge von den beſchaͤdigten Flaͤchen bis dahin 
fordern, daß über feinen Antrag, das Deichkataſter nach F. 11. abzuändern, 

(Nr. 3867.) f ſchließ⸗ 


N 
Hülfslei 
gen. 


atural⸗ 


ſtun⸗ des Verbandes, fo lange der Waſſerſtand nicht unter dieſes Maaß gefallen 
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ſchließlich entſchieden ſein wird. Wird dieſem Antrage Folge gegeben, ſo ſind 
die ruͤckſtaͤndigen Beiträge nur nach der berichtigten Veranlagung zu berechnen 
und einzuziehen; auch darf die Einzahlung des geſtundeten Ruͤckſtandes nur in 
vier halbjährigen Terminen exekutiviſch beigetrieben werden. 


H. 15. 


Iſt der Antrag auf Abänderung des Deichkataſters von dem beſchaͤdig— 
ten Grundbeſitzer nicht angebracht, aufgegeben, oder ſchließlich zuruͤckgewieſen 
worden, ſo kann der Beſchaͤdigte einen Ein⸗ bis fünfjährigen Erlaß der ge= 
wohnlichen Deichkaſſenbeitraͤge von den beſchaͤdigten Flächen und eine gleichzei⸗ 
tige Stundung der außerordentlichen Beitraͤge von denſelben fordern, wenn die 
e zur Herſtellung der Ertragsfaͤhigkeit des ausgetieften oder ver— 
ſandeten Grundſtuͤcs durch Ausfuͤllung der Vertiefungen, Abkarren oder Un: 
terpfluͤgen des Sandes (Rajolen) einen Koſtenaufwand erfordern, welcher dem 
Werthe des ungefähren Ein- bis fünfjährigen Reinertrages des Grundſtuͤcks 
nach dem Ermeſſen des Deichamtes gleichkommt. Die Einzahlung der geſtun— 
deten Beiträge darf nach Ablauf dieſer Friſt nur in vier halbjaͤhrigen Termi⸗ 
nen exekutiviſch beigetrieben werden. 


§. 16. 
Sobald das Waſſer an den Fuß des Deiches tritt, muͤſſen die Daͤmme 


iſt, durch Wachmannſchaften unausgeſetzt bewacht werden. Die erforderlichen 
Waͤchter koͤnnen vom Deichhauptmann gegen Tagelohn angenommen und aus 
der Deichkaſſe bezahlt, oder aus den betheiligten Ortſchaften requirirt werden. 


0 $. 17. 


Wenn die den Deichen durch Eisgang oder Hochwaſſer drohende Gefahr 
fo dringend wird, daß nach dem Ermeſſen des Deichhauptmanns die gewoͤhn⸗ 
liche Bewachung durch eine geringe Zahl gedungener Waͤchter nicht mehr aus— 
reicht, ſo ſind die Mitglieder des Deichverbandes verbunden, nach Anweiſung 
des Deichhauptmanns die zur Bewachung und Schuͤtzung der Deiche erforder— 
lichen Mannſchaften, Fuhrwerke und reitenden Boten zu geſtellen und die zum 
Schutze dienenden Materialien herbeizuſchaffen. 

Der Deichhauptmann iſt im Falle der Noth befugt, die erforderlichen 
Materialien uͤberall, wo ſich ſolche finden, zu nehmen und dieſe muͤſſen, mit 
Vorbehalt der Ausgleichung unter den Verpflichteten und der Erſtattung des 
Schadens, bei dem jedoch der außerordentliche Werth nicht in Anrechnung 
kommt, von den Beſitzern verabfolgt werden. 


§. 18. 
Jedem Orte iſt die Deichſtrecke, welche er bewachen und vertheidigen muß, 
im 
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im Voraus zu beſtimmen und durch Pfaͤhle abzugrenzen, unbeſchadet des 
rn a Deichbeamten, die Mannſchaften nach anderen gefährdeten Punkten 
zu beordern. 0 

Der Deichhauptmann kann einen Theil der Deichvertheidigungs-Mate— 
rialien ſchon vor Beginn des Eisgangs oder Hochwaſſers auf die Deiche 
ſchaffen laſſen. : 


$. 19. 


Bretter, Pfaͤhle und Faſchinen werden aus der Deichkaſſe bezahlt; die 
übrigen Materialien (Miſt, Stroh) und die Dienſte werden auf die Deich⸗ 
genoſſen ausgeſchrieben nach ungefährem Verhaͤltniß der Deichkaſſenbeitraͤge der 
einzelnen Ortſchaften. Die Materialien werden Eigenthum des Deichverbandes. 

Im Nothfalle muß auf Verlangen des Deichhauptmanns der Dienſt von 
allen männlichen Einwohnern der bedrohten Gegend, ſoweit ſolche arbeitsfaͤhig 
find, perſoͤnlich und unentgeltlich geleiſtet werden. Die betreffenden Polizei: 
behoͤrden find nach H. 25. des Geſetzes vom 28. Januar 1848. verpflichtet, 
auf Antrag des Deichhauptmanns kraͤftig dafuͤr zu ſorgen, daß deſſen Anord— 
nungen ſchleunigſt Folge geleiſtet werde. 

Schwächliche oder kraͤnkliche Perſonen, Weiber und Kinder unter ſechszehn 
Jahren duͤrfen zum Wachdienſte nicht aufgeboten oder abgeſendet werden. 

Jeder Deichwaͤchter muß ſich mit einem Spaten und einem Beile ſelbſt 
verſehen. Die ſonſt erforderlichen Geraͤthſchaften an Karren, Aexten, Laternen x. 
muͤſſen, ſoweit ſie nicht in den Magazinen des Verbandes vorhanden ſind, 
von den Gemeinden und den Gutsbeſitzern, deren Guͤter einen beſonderen Ge— 
meindebezirk bilden, mitgegeben werden. 


$. 20, 


Die aufgebotenen Mannfchaften haben bis zu ihrer Entlaſſung die An- 
ordnungen der Deichbeamten und ihrer Stellvertreter genau zu befolgen. Un⸗ 
folgſamkeit und Fahrlaͤſſigkeit oder Widerſetzlichkeit der Waͤchter und Arbeiter 
wird — inſofern nach den allgemeinen Geſetzen nicht haͤrtere Strafe verwirkt 
ift — durch Geldftrafen von fünf Silbergroſchen bis zu drei Thalern oder ver⸗ 
haͤltnißmaͤßige Gefängnißftrafe geahndet. Der Verſuch, ſich dem Dienfte durch 
Nichtbefolgung des Aufgebots oder eigenmaͤchtiges Verlaſſen der Wachpoſten 
zu entziehen, zieht eine Geldſtrafe von fuͤnf Thalern oder verhaͤltnißmaͤßige 
Gefaͤngnißſtrafe nach ſich. a 

Für gar nicht oder unvollftändig gelieferte Materialien und nicht geleiftete 
Fuhren oder nicht geftellte reitende Boten find von dem Schuldigen folgende 


Geldſtrafen zur Deichkaſſe zu entrichten: 


1) für ein Fuder Miſt e 5 Rthlr. — Sgr. 
Y fuͤr ein Bund Stroh.. e MAN 65% 
3) fir eine Buena re a RR Br "u 
4) für einen reitenden Boten BI. er 
(Nr. 3867,) 5) für 


a BE 


5) für unvollſtaͤndig oder ſchlecht gelieferte Materialien ad 1. und 2. die 
Haͤlfte der oben beſtimmten Strafen. 


Außerdem iſt der Saͤumige zur Nachlieferung, event. zum Erſatze der 
Koſten der fuͤr ſeine Rechnung anzuſchaffenden Materialien verpflichtet. 


Dritter Abſchnitt. 
H. 21. 


Beſchränkun⸗ Die ſchon beſtehenden Deiche, deren Unterhaltung der Deichverband uͤber— 
humbrechtg an nimmt, gehen gleich den neuen Anlagen in deſſen Eigenthum tiber. 
den Grund⸗ Doch verbleibt die Nutzung der Graͤſerei auf den beizubehaltenden Deich— 
* ſtrecken den bisherigen Berechtigten, und auf den neu anzulegenden Strecken 
einſchließlich des Fahrweges am inneren Fuße des Oderdeichs faͤllt ſie den bis— 
herigen Eigenthuͤmern des Grundes und Bodens zu. Beide haben jedoch dafuͤr 
die Fläche zur neuen Dammſohle und zu dem gedachten Fahrwege, ſoweit die— 
ſelbe ihnen gehört, ferner das Erdmaterial zu der Schuͤttung reſp. Normalifi- 
rung und Unterhaltung des Deiches, unentgeltlich herzugeben und die betreffen⸗ 
den Deichſtrecken nach Anordnung des Deichhauptmanns auf ihre Koſten zu 
beſaͤen. Wo die Grundbeſitzer dieſe Leiſtungen fuͤr die Graͤſereinutzung nicht 
uͤbernehmen wollen, da faͤllt dieſelbe dem Deichverbande zu. 
Hecken, Baͤume und Sträucher find auf den Deichen nicht zu dulden. 
Die eingehenden Privatdeiche bleiben Eigenthum derjenigen Intereſſenten, 
welchen ſie bisher gehoͤrt haben. 


2 H. 22. 


Im Binnenlande gelten folgende Nutzungsbeſchraͤnkungen: 


a) die Grundſtücke am inneren Rande des Ruͤckſtaudeiches am Lohebach 
duͤrfen Eine Ruthe breit von deſſen Fuße ab weder beackert, noch be— 
pflanzt, ſondern nur als Graͤſerei benutzt werden; 

p) Stein-, Sand⸗, Torf⸗ und Lehmgruben, Teiche, Brunnen, Graben oder 
ſonſtige kuͤnſtliche Vertiefungen des Erdreichs duͤrfen innerhalb zwanzig 
Ruthen vom inneren Fuße des Deiches nicht angelegt, auch Fundamente 
zu neuen Gebaͤuden innerhalb fuͤnf Ruthen vom Deiche nicht eingegra— 
ben werden; g 

c) an jedem Borde der Hauptgraͤben muͤſſen zwei Fuß unbeackert und mit 
dem Weidevieh verſchont bleiben; 

d) innerhalb drei Fuß von jedem ſolchen Grabenborde duͤrfen Baͤume und 
Hecken nicht gepflanzt oder geduldet werden; 

e) die Eigenthuͤmer der Grundſtuͤcke an den Hauptgraͤben müffen bei deren Raͤu⸗ 
mung den Auswurf auf ihre Grundſtücke aufnehmen und muͤſſen den 
Auswurf, deſſen Eigenthum ihnen dagegen zufaͤllt, binnen vier Wochen 

nach 


2 
nach der Raͤumung, wenn aber die Raͤumung vor der Erndte er⸗ 
folgte, binnen vier Wochen nach der Erndte, bis auf Eine Ruthe Entfer⸗ 
nung vom Graben fortſchaffen; aus beſonderen Grunden kann der Deich⸗ 
hauptmann die Friſt zur Fortſchaffung des Grabenauswurfs abaͤndern; 
1) Binnenverwallungen, Quelldaͤmme, durfen in der Niederung ohne Ge⸗ 
nehmigung des Deichhauptmanns nicht angelegt oder veraͤndert werden. 


$. 23. 


Im Vorlande gelten folgende Beſchraͤnkungen: 


a) jeder Vorlandsbeſitzer muß ſich in der Entfernung von zehn Ruthen 
vom Stromufer und eben ſo weit vorlaͤngs des Deichfußes das Auf— 
ſetzen und Lagern der Baumaterialien des Verbandes, wenn ge⸗ 
eignete, dem Verbande gehörige Lagerſtellen nicht vorhanden ſind, ſowie 
den Transport der Materialien uͤber das Vorland unentgeltlich gefallen 
laſſen; auch darf das Vorland drei Ruthen breit vorlaͤngs des Deich⸗ 
fußes nicht geackert oder ſonſt von der Raſendecke entbloͤßt werden; 

b) Fluͤgeldeiche, hochſtämmige Baͤume und ſonſtige Anlagen find im Vor⸗ 
lande inſoweit nicht 0 dulden, als fie nach dem Ermeſſen der König: 
lichen Strompolizeibehoͤrde das Hochwaſſerprofil und den Eisgang auf 

ſchaͤdliche Weiſe beſchraͤnken; 

c) auch Pflanzungen von Weiden und anderem Unterholz auf vorfpringen: 

den Landecken, welche die Irregularitaͤt des Flußbettes befoͤrdern wuͤr— 
den, können von der Strompolizeibehoͤrde unterſagt werden. 
Ausnahmen von den in den §h. 22. und 23. gegebenen Regeln koͤnnen 
in a Fallen vom Deichamte mit Genehmigung der Regierung geſtattet 
werden. 


§. 24. 


Die Eigenthuͤmer der eingedeichten Grundſtuͤcke und Vorlaͤnder find ver: 
pflichtet, auf Anordnung des Deichhauptmanns dem Verbande den zu den 
Schutz- und Meliorationsanlagen erforderlichen Gründ und Boden gegen Ver— 
gütung, ſofern dieſe nicht nach H. 21. ausgeſchloſſen bleibt, abzutreten, des⸗ 
gleichen die zu jenen Anlagen erforderlichen Materialien an Sand, Lehm, Ra⸗ 
ſen zꝛc. gegen Erſatz des durch die Fortnahme derſelben ihnen entſtandenen 


Schadens zu uͤberlaſſen. 
H. 25. 


Wird innerhalb einer Entfernung von zehn Ruthen vom Stromufer 
oder vom Deichfuße eine Pflanzung im Vorlande von der Deichverwaltung 
als nothwendig erachtet, jo muß der Eigenthuͤmer auf Anordnung des Deich⸗ 
hauptmanns entweder dieſe Pflanzung binnen vorgeſchriebener Friſt ſelbſt an⸗ 
legen und unterhalten, oder den dazu erforderlichen Grund und Boden dem 
Verbande gegen Entſchaͤdigung uͤberlaſſen. \ 0 
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H. 26. 


Bei Feſiſtellung der nach den $$. 24. und 25. zu gewaͤhrenden Verguͤ⸗ 
tung iſt der außerordentliche Werth nicht in Anrechnung zu bringen (F. 20. 
des Deichgeſetzes). 


Der Betrag wird nach vorgaͤngiger, unter Zuziehung des Beſitzers zu 
bewirkender Abſchaͤtzung von dem Deichamte, oder in eiligen Faͤllen von dem 
Deichhauptmann, vorbehaltlich der Genehmigung des Deichamtes, interimiſtiſch 
feſtgeſetzt und ausgezahlt. Ueber die Höhe der Verguͤtung iſt innerhalb vier Wochen 
nach erfolgter e ee. des feſtgeſetzten Betrages der Rechtsweg zulaͤſſig. 
Wer auf dieſen verzichten will, kann binnen gleicher Friſt Rekurs an die Re⸗ 
gierung einlegen. i 

Die Fortnahme der Materialien und die Ausfuͤhrung der Bauten wird 
er die Einwendungen gegen die vorläufig feſtgeſetzte Entſchaͤdigung nicht auf— 
gehalten. 


— 


Vierter A bſchnitt. 
§. 27. 


Aufſichtsrechte Der Deichverband iſt dem Oberaufſichtsrecht des Staates unterworfen. 


der Staatsbe 
hörden. 


»Dieſes Recht wird von der Regierung in Breslau als Landespolizei-Be⸗ 
hoͤrde und in hoͤherer Inſtanz von dem Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten gehandhabt nach Maaßgabe dieſes Statuts, uͤbrigens in dem 
Age und mit den Befugniſſen, welche den Auffichtsbehörden der Gemeinden 
zuſtehen. 


Die Regierung hat darauf zu halten, daß die Beſtimmungen des Statuts 
uͤberall beobachtet, die Anlagen gut ausgefuͤhrt und ordentlich erhalten, die 
Grundſtuͤcke des Verbandes forgfältig genutzt und die etwanigen Schulden re⸗ 
gelmaͤßig verzinſt und getilgt werden. 


Die Regierung entſcheidet über alle Beſchwerden gegen die Beſchluͤſſe des 
Deichamtes und Deichhauptmanns, ſofern der Rechtsweg nicht zulaͤſſig und 
eingeſchlagen iſt, und ſetzt ihre Entſcheidungen noͤthigenfalls exekutiviſch in Vollzug. 

Die Beſchwerden an die Regierung koͤnnen nur 

ah über Straffeſtſetzungen des Deichhauptmanns gegen die Unterbeamten 
des Verbandes binnen zehn Tagen, 

b) gegen Beſchluͤſſe über den Beitragsfuß (cfr. $. 11.), über Erlaß und 

f en. von Deichkaſſenbeitraͤgen, ſowie über Entſchaͤdigungen, binnen 
vier Wochen 


nach erfolgter Bekanntmachung des Beſchluſſes erhoben werden. Dieſelben aus 
el 
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bei dem Deichhauptmann anzubringen, welcher die Beſchwerde, begleitet mit 
feinen Bemerkungen, ungeſaͤumt an die Regierung zu befördern hat. 


Sonſtige Beſchwerden ſind an eine beſtimmte Friſt nicht gebunden. 
H. 28. 


Der Regierung muß, damit ſie in Kenntniß von dem Gange der Deich 
verwaltung erhalten werde, jährlich Abſchrift des Etats, der Deichſchau- und 
wa e und ein Finalabſchluß der Deichkaſſe uͤberreicht 
werden. | 


Die Regierung iſt befugt, außerordentliche Reviſionen der Deichkaſſe ſo⸗ 
wohl, als der geſammten Deichverwaltung zu veranlaſſen, Kommiſſarien zur 
Beiwohnung der Deichſchauen und der Deichamtsverſammlungen abzuordnen, 
eine Geſchaͤftsanweiſung fuͤr die Deichbeamten nach Anhoͤrung des Deichamtes 
zu ertheilen und auf Grund des Geſetzes vom 11. März 1850. uͤber die Po⸗ 
lizeiverwaltung (Geſetz-Sammlung vom Jahre 1850, Seite 205.) die erforder: 
lichen Polizeiverordnungen zu erlaſſen zum Schutz des Deiches, des Deich⸗ 
gebietes, der Graͤben, Pflanzungen und ſonſtigen Anlagen des Verbandes. 


F. 29. 


Bei Waſſergefahr iſt der Kreislandrath — ebenſo wie der etwa abgeſendete 
beſondere Regierungskommiſſarius — berechtigt, ſich perſöͤnlich die Ueberzeugung 
zu verſchaffen, ob und wieweit die erforderlichen Sicherheitsmaaßregeln getrof⸗ 
fen ſind. Findet Gefahr im Verzuge ſtatt, ſo kann derſelbe die ihm noͤthig 
ſcheinenden Anordnungen an Ort und Stelle ſelbſt treffen. Die Deichbeamten 
haben in dieſem Falle feinen Befehlen unweigerlich Folge zu leiſten. 


$. 30. 


Wenn das Deichamt es unterlaͤßt oder verweigert, die dem Deichver— 
bande nach dieſem Statut oder ſonſt geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den 
Haushaltsetat zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, ſo laͤßt die Re⸗ 
gierung nach Anhoͤrung des Deichamtes die Eintragung in den Etat von Amts⸗ 
wegen bewirken, oder ſtellt beziehungsweiſe die außerordentliche Ausgabe feſt 
und verfügt die Einziehung der erforderlichen Beiträge, Gegen dieſe Entſchei⸗ 
dung ftehr dem Deichamte innerhalb zehn Tagen die Berufung an den Mini⸗ 
ſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu. 


> H. 31. 
Die Regierung hat auch darauf gu halten, daß den Deichbeamten die 
ihnen zukommenden Beſoldungen unverfürzt zu Theil werden und etwanige 
Beſchwerden daruͤber zu entſcheiden, vorbehaltlich des Rechtsweges. 


(Nr. 3807.) 117 *. Fuͤnf⸗ 


Von den 
Deichbehoͤrden. 
1. Deichhaupt⸗ 

mann. 
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Fünfter Abſchnitt. 


$. 32. 


Der Deichhauptmann ſteht an der Spitze der Deichverwaltung und hand— 
habt die oͤrtliche Deichpolizei. - 


Er wird von denjenigen Mitgliedern des Deichamtes, welche die Vertre— 
tung der Deichgenoſſen bei demſelben bilden, durch abſolute Stimmenmehrheit 
auf ſechs Jahre gewaͤhlt. 

Die Wahl bedarf der Beſtaͤtigung der Regierung. Wird die Beſtaͤtigung 
verſagt, ſo ſchreitet das Deichamt zu einer neuen Wahl. Wird auch dieſe 
Wahl nicht beſtaͤtigt, oder die Wahl verweigert, fo ſteht der Regierung die 
Ernennung auf hoͤchſtens ſechs Jahre zu. 


In derſelben Weiſe iſt gleichzeitig ein Stellvertreter zu waͤhlen, welcher 
5 e uͤbernimmt, wenn der Deichhauptmann auf laͤngere Zeit 
ehindert iſt. 


In einzelnen allen kann der Deichhauptmann ſich durch den Deich— 
inſpektor oder ein anderes Mitglied des Deichamtes vertreten laſſen. 


Der Deichhauptmann und deſſen Stellvertreter werden von einem Kom— 
miſſarius der Regierung in Öffentlicher Sitzung des Deichamtes vereidet. 


Der Deichhauptmann ſeinerſeits verpflichtet den Deichinſpektor, die uͤbri— 
gen Mitglieder des Deichamtes, ſowie die ſonſtigen Deichbeamten in gewoͤhnli— 
cher Sitzung des Deichamtes durch Handſchlag an Eidesſtatt. 


§. 33. 


Der Deichhauptmann hat als Verwaltungsbehoͤrde des Deichverbandes 
folgende Geſchaͤfte: b 


a) die Geſetze, die Verordnungen und Beſchluͤſſe der vorgeſetzten Behörden 
auszufuͤhren; 


b) die Beſchluͤſſe des Deichamtes vorzubereiten und auszuführen. 

Der Deichhauptmann hat die . ſolcher Beſchluͤſſe des 
Deichamtes, die er fuͤr geſetzwidrig oder fuͤr das Gemeinwohl nach— 
theilig erachtet, zu beanſtanden und die Entſcheidung der Regierung eins 
zuholen. Geſtatten es die Umſtaͤnde, fo iſt zuvor in der naͤchſten Sitzung 
des Deichamtes nochmals eine Verſtaͤndigung zu verſuchen; 


c) die Grundſtuͤcke und Einkuͤnfte des Verbandes zu verwalten, die auf dem 
Etat oder beſonderen Deichamtsbeſchluͤſſen beruhenden Einnahmen und 
Ausgaben anzuweiſen und das Rechnungs- und Kaſſenweſen zu uͤber— 

wachen. 
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wachen. Die Termine der regelmaͤßigen Kaffenrevifionen find dem Deich⸗ 
amte mitzutheilen, damit daſſelbe ein Mitglied oder mehrere abordnen 
kann, um dieſem Geſchaͤfte beizuwohnen; bei außerordentlichen Kaſſen⸗ 
revifionen iſt ein vom Deichamte ein- für allemal bezeichnetes Mitglied 
zuzuziehen; 

ch) den Deichverband in Prozeſſen, ſowie uͤberhaupt nach Außen zu vertreten, 
im Namen deſſelben mit Behoͤrden und Privatperſonen zu verhandeln, 
den Schriftwechſel zu führen und die Urkunden des Verbandes in der 
Urſchrift zu vollziehen. Die Ausfertigungen der Urkunden werden Na⸗ 
mens des Verbandes von dem Deichhauptmann oder ſeinem Stellver⸗ 
treter guͤltig unterzeichnet; indeß iſt zu Vertraͤgen und Vergleichen uͤber 
Gegenſlaͤnde von funfzig Thalern und mehr der genehmigende Beſchluß 
oder Vollmacht des Deichamtes beizubringen. Vertrage und Vergleiche 
unter funfzig Thaler ſchließt der Deichhauptmann allein rechts verbindlich 
ab und hat nur die Verhandlungen nachtraͤglich dem Deichamte zur 
Kenntnißnahme vorzulegen; . 1 


e) die Urkunden und Akten des Verbandes aufzubewahren; 


1) die Deichkaſſenbeitraͤge und Naturalleiſtungen nach der Deichrolle und 
den Beſchluͤſſen des Beichamtes auszuſchreiben, die Deichrolle und ſonſtigen 
Hebeliſten auf Grund des Deichkataſters aufzuſtellen und vollſtreckbar 
zu erklaren und die Beitreibung aller Beiträge und Strafgelder von den 
Saͤumigen im Wege der adminiſtrativen Exekution zu bewirken durch die 
Unterbeamten des Verbandes oder durch Requiſition der gewoͤhnlichen 
Ortspolizei-Behörden. Die Hebeliſten (Rollen) muͤſſen, bevor dieſelben 
vollſtreckbar erklärt werden, vierzehn Tage offen gelegt fein; 


g) die Deichbeamten zu beaufſichtigen, von dem Gange der techniſchen Ver⸗ 
waltung Kenntniß zu nehmen, die halbjaͤhrige Deich⸗ und Grabenſchau 
im Mai und Oktober nach Verabredung mit dem Deichinſpektor aus— 
zuſchreiben und jedesmal ſelbſt in Gemeinſchaft mit dem Deichinſpektor 
abzuhalten. Ueber den Befund und die dabei gefaßten Beſchluͤſſe iſt ein 
Protokoll zu fuͤhren; 


h) nach dem Jahresſchluß dem Deichamte einen Jahresbericht uͤber die 
Reſultate der Verwaltung vorzulegen. 


H. 34. 


Die Etatsentwuͤrfe und Jahresrechnungen ſind vom Deichrentmeiſter dem 
Deichhauptmann vor dem 15. Mai zur Vorpruͤfung einzureichen und werden 
von dieſem mit ſeinen Bemerkungen dem Deichamte in der Juniverſammlung 
zur Feſiſtellung vorgelegt. Der Etat ift vor der Feſtſtellung und die Rechnung 


nach der Feſtſtellung vierzehn Tage lang in einem von dem Deichamte zu be— 
ſtimmenden Lokale zur Einſicht der Deichgenoſſen offen zu legen. 


Der Deichhauptmann vollzieht alle Zahlungsanweiſungen auf die Deich⸗ 
(Nr. 38070 f kaſſe. 
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kaſſe. Die Anweiſungen, welche von dem Deichinſpektor innerhalb der ihm zur 
Dispoſition geſtellten Summen an die Deichkaſſe erlaſſen werden, ſind dem 
Deichhauptmann nachtraͤglich zur Einſicht vorzulegen. g 


H. 35. 


Berichtigungen des Deichkataſters finden nur ſtatt auf Grund eines 
Dekrets des Deichhauptmanns, welchem beglaubigte Abſchrift von dem belref⸗ 
fenden Beſchluß des Deichamtes oder der Regierung beigefuͤgt ſein muß. 


$. 36. 


Gegen die befoldeten Unterbeamten des Verbandes — mit Ausſchluß des 
Deichinſpektors und des Deichrentmeiſters — kann der Deichhauptmann Diszipli⸗ 
narſtrafen bis zur Hoͤhe von drei Thalern Geldbuße verfuͤgen, ſowie noͤthigen⸗ 
falls ihnen die Ausuͤbung der Amtsverrichtungen vorlaͤufig unterſagen. 


H. 37. 


Der Deichhauptmann iſt befugt, wegen der deichpolizeilichen Uebertretun⸗ 
gen die Strafe bis zu fuͤnf Thalern Geldbuße oder drei Tage Gefaͤngniß vor⸗ 
laͤufig r nach dem Geſetz vom 14. Mai 1852. (Geſetz⸗-Sammlung 
vom Jahre 1852. Seite 245.). 


Die vom Deichhauptmann allein, nicht vom Polizeirichter, feſtgeſetzten 
Geldſtrafen fließen zur Deichkaſſe. 


H. 38. 
Der Deichhauptmann iſt ſtimmberechtigter Vorſitzender des Deichamtes; 


er beruft deſſen Verſammlungen, leitet die Verhandlungen, eroͤffnet und ſchließt 
die Sitzungen und handhabt die Ordnung in denſelben. 


§. 39. 
Der Deichinſpektor leitet die techniſche Verwaltung des Deichverbandes, 


"nie Einſchluß der zur Abwehrung der Gefahr bei Hochwaſſer und Eis ang 


erforderlichen Maaßregeln. Er muß die Qualifikation eines geprüften Bau— 
meiſters beſitzen. Seine Wahl und Beſtätigung erfolgt in der für den Deich⸗ 
hauptmann vorgeſchriebenen Weiſe. 


H. 40. 


Der Deichinſpektor entwirft die Anfchläge zur Unterhaltung und Her- 
ſtellung der Sozietaͤtsanlagen, und legt ſolche dem Deichhauptmann zur Pruͤ⸗ 
fung und, Einholung der Genehmigung des Deichamtes vor. 


Die 
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Die Projekte uͤber den Bau neuer Deiche und Schleufen, uͤber die Er⸗ 
hoͤhung oder Abtragung von Deichen und über den Verſchluß von Deichbruͤchen 
ſind der Regierung zur Genehmigung vorzulegen. 


H. 41. 


Wird von dem Deichamte die Genehmigung zur Ausfuͤhrung einer Arbeit 
verſagt, welche nach der Erklaͤrung des Deichinspektors ohne Gefaͤhrdung der 
Sozietaͤtszwecke weder unterlaſſen, noch aufgeſchoben werden darf, ſo muß die 
Entſcheidung der Regierung (ekr. §. 30.) von dem Deichinſpektor eingeholt 
und demnaͤchſt zur Ausfuͤhrung gebracht werden. 5 


§. 42, 


Die Ausfuͤhrung der von dem Deichamte oder von der Regierung beſchloſ⸗ 
ſenen Bauten iſt von dem Deichinſpektor zu leiten. b 


Auch die laufende Beaufſichtigung und Unterhaltung der Deiche, Graͤ— 
ben, Schleuſen, Uferdeckwerke und Pflanzungen erfolgt unter der Leitung des 
Deichinſpektors. 

Die Unterbeamten, Deichſchulzen, Wach- und Huͤlfsmannſchaften haben 
dabei und insbeſondere bei der Vertheidigung gegen Waſſergefahr die Anwei— 
ſungen des Deichinſpektors puͤnktlich zu befolgen. 

Innerhalb der etatsmaͤßigen Unterhaltungsfonds und der genehmigten 
Anſchlaͤge kann der Deichhauptmann zur Vereinfachung des Geſchaͤfts be⸗ 
ſtimmte Summen dem Deichinſpektor zur Dispoſition ſtellen, bis zu deren Höhe 
die Deichkaſſe auf Anweiſung des Deichinſpektors Zahlung zu leiſten hat. 


Die Auszahlung der Gelder darf in keinem Falle durch den Deichinſpektor 
erfolgen. 
Der halbjaͤhrigen Schau muß der Deichinſpektor beiwohnen. 


H. 43. 


In dringenden Fällen, wenn unvorhergeſehene Umſtaͤnde Arbeiten noth— 
wendig machen, deren Ausfuͤhrung ohne Gef brbung der Sozietaͤtszwecke nicht 
aufgeſchoben werden kann, iſt der Deichinſpektor befugt und verpflichtet, die 
Arbeiten unter ſeiner Verantwortlichkeit anzuordnen. 

Er muß aber die getroffenen Anordnungen und die Gründe, welche die 
unverzuͤgliche Ausfuͤhrung nothwendig machen, gleichzeitig dem Deichhauptinann 
und, wenn letzterer fich nicht einverſtanden erklaͤren ſollte, der Regierung an- 
zeigen. 

Dieſelbe Anzeige it der nächften gewöhnlichen Verſammlung des Deich⸗ 
amtes zu machen. Koͤnnen die Ausgaben aber aus den laufenden Jahresein⸗ 

(Nr. 3867.) a nahmen 


u 
nahmen der Deichkaſſe nicht beftritten werden, fo muß das Deichamt in fürs 


zeſter Friſt außerordentlich berufen werden, um von der Sache Kenntniß zu 
erhalten und uͤber die Beſchaffung der erforderlichen Geldmittel zu beſchließen. 


H. 44. 


3. Deichrenl⸗ Der Deichrentmeiſter, welcher zugleich die Stelle eines Deichſekretairs 
verſehen kann, wird von dem Deichamte im Wege eines kuͤndbaren Vertrages 
gegen Bewilligung einer Prozenteinnahme von den gewöhnlichen Deichkaſſen— 
Beitraͤgen, ſowie unter der Verpflichtung zur Kautionsbeſtellung angenommen. 


§. 45. 


Der Deichrentmeiſter verwaltet die Deichkaſſe und fuͤhrt das Deichkataſter. 
Er hat insbeſondere: 
a) die Etatsentwuͤrfe nach den Anweiſungen des Deichhauptmanns aufzu— 


ſtellen; 

b) die ſaͤmmtlichen Einnahmen der Deichkaſſe einzuziehen, die Reſtantenliſten 
zu fertigen und dem Deichhauptmann vorzulegen; 

c) die gewoͤhnlichen und außerordentlichen Zahlungen aus der Deichkaſſe 
nach den Anweiſungen des Etats und des Deichhauptmanns zu bewirken; 
er hat namentlich auch die Gelder an die Lohnarbeiter auf den Bau— 
ſtellen zu zahlen und darf ſich hierbei nur mit Genehmigung des Deich— 
hauptmanns durch die Deichſchulzen vertreten laſſen; 

d) die jaͤhrliche Deichkaſſenrechnung zu legen; 

e) das Deichkataſter nach den Dekreten des Deichhauptmanns (F. 35.) 

zu berichtigen; 

1) wenn er zugleich Deichſekretair iſt, die Expeditions-, Kanzlei- und Re— 
giſtratur⸗Geſchaͤfte zu beſorgen und die Protokolle bei den Deichſchauen 
und Deichamtsverſammlungen zu fuͤhren. 


$. 46. 


4. Unters Die erforderlichen Unterbeamten — als Dammmeiſter oder Wallmeiſter 
Hank. für die ſpezielle Beaufſichtigung der Arbeiter, der Deiche, Gräben, Schleuſen 
und Grundſtuͤcke des Verbandes — werden von dem Deichhaupfinann nach 
Anhoͤrung des Deichamtes gewaͤhlt und angeſtellt. Das Deichamt beſtimmt 
die Zahl und den Geſchaͤftskreis dieſer Beamten und beſchließt, ob die Anftel- 
lung auf Kuͤndigung, auf eine beſtimmte Reihe von Jahren, oder auf Lebens— 

zeit erfolgen ſoll. 5 


$. 47. 
Zu dieſen Poſten ſollen nur ſolche Perſonen berufen werden, von deren 


hinreichender techniſcher Kenntniß und Uebung ſich der Deichinſpektor 2, 
at, 
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hat, die vollkommen Förperlich ruͤſtig find und die gewoͤhnlichen Elementar⸗ 
Kenntniſſe inſoweit beſitzen, daß ſie eine verſtaͤndliche ſchriftliche Anzeige er⸗ 
ſtatten und eine einfache Verhandlung aufnehmen, auch eine gewoͤhnliche 
Lohnrechnung fuͤhren koͤnnen. 


H. 48. 


Der Deichhauptmann theilt nach Anhörung des Deichamtes die Deiche 5. Deich 
in zwei Aufſichtsbezirke. Für jeden Bezirk werden zwei Deichſchulzen aus ſchulzen. 
der Zahl der Deichgenoſſen auf ſechs Jahre vom Deichamte erwaͤhlt und 
vom Oeichhauptmann beſtaͤtigt. Mitglieder des Deichamtes — mit Aus⸗ 
nahme des Deichhauptmanns und Deichinſpektors — koͤnnen auch zu Deich— 
ſchulzen ernannt werden. Die Oeichſchulzen find Organe des Deichhauptmanns 
und Deichinſpektors und verpflichtet, ihren Anordnungen Folge zu leiſten, na⸗ 
mentlich in den örtlichen Geſchaͤften des Bezirks dieſelben zu unterſtüͤtzen. 


§. 49. 


Die Deichſchulzen haben in ihren Bezirken im gewöhnlichen Laufe 
der Verwaltung eine Mitaufſicht uͤber den Zuſtand der Deiche und ſonſtigen 
Sozietätsanlagen zu führen; fie haben von deren Zuſtand fortwährend Kennt⸗ 
niß zu nehmen, den Deich- und Grabenſchauen in ihrem Bezirke und den be- 
nachbarten Bezirken beizuwohnen und die bemerkten Maͤngel, ſowie auch 
Antraͤge und Beſchwerden von Deichgenoſſen ihres Bezirks, dem Deichhaupt— 
mann oder Inſpektor anzuzeigen. Sie konnen von dem Deichhauptmann und 
reſp. dem Deichinſpektor mit Fuͤhrung und Aufnahme einfacher Unterſuchungen 
und Verhandlungen, und bei vorkommenden Bauten mit der Kontrolle der 
Unterdeamten und Arbeiter, mit der Abnahme der zu liefernden Baumaterialien, 
ſowie mit der Ablohnung der Arbeiter auf der Bauſtelle beauftragt werden. 


H. 50. 


Sobald die Größe der Gefahr bei Eisgang oder Hochwaſſer die Be⸗ 
wachung der Damme oder das Aufbieten der Naturalleiſtungen nothwendig 
macht, ſind die Deichſchulzen unter Leitung des Deichhauptmanns oder des 
Deichinſpektors dazu berufen, innerhalb ihres Bezirks die Huͤlfsleiſtungen der 
Wachmannſchaften und Deichgenoſſen zu ordnen und zu leiten, für die Be⸗ 
ſchaffung der erforderlichen Schutzmaterialien zu ſorgen und die Bewachung 
der Deiche zu kontrolliren. a 


H. 51. 


Das Deichamt hat über alle Angelegenheiten des Verbandes zu beſchlie- g. Das Deich 
ßen, ſoweit dieſelben nicht ausſchließlich dem Deichhauptmann oder dem Deich⸗ amt. 
inſpektor uͤberwieſen find. Die don dem Deichamte gefaßten Beſchluͤſſe ſind 
für den Deichverband verpflichtend; die Ausführung der gefaßten Beſchluͤſſe er— 
folgt durch den Deichhauptmann. 

Jahrgang 1853. (Fr. 3807.) 118 Die 
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. Die Mitglieder des Deichamtes ſind an keinerlei Inſtruktionen oder Auf⸗ 
traͤge der Wähler und der Wahlbezirke gebunden. 


Das Deichamt kontrollirt die Verwaltung. Es iſt daher berechtigt, ſich 
von der Ausfuͤhrung ſeiner Beſchluͤſſe und der Verwendung aller Einnahmen 
des Verbandes Ueberzeugung zu verſchaffen. Es kann zu dieſem Zwecke die 
Akten einſehen und Ausſchuͤſſe aus ſeiner Mitte ernennen. 


$. 52. 


Das Deichamt beſteht aus ſieben Mitgliedern, naͤmlich: 


a) dem Deichhauptmann oder deſſen Stellvertreter, als Vorſitzenden, 

b) dem Deichinſpektor, und n f 

c) fuͤnf nach den Vorſchriften des folgenden Abſchnitts berufenen Repraͤ⸗ 
ſentanten der Deichgenoſſen. 


H. 53. 


Das Deichamt verſammelt ſich alle Jahre regelmäßig zweimal, im An- 
fange Juni und November. Im Falle der Nothwendigkeit kann das Deichamt 
von dem Deichhauptmann außerordentlich berufen werden. Die Berufung muß 
erfolgen, ſobald es von zwei Mitgliedern verlangt wird. 


$. 54. 


Die Art und Weiſe der Zuſammenberufung wird von dem Deichamte 
ein⸗ für allemal feſtgeſtellt. Die Zuſammenberufung erfolgt unter Angabe der 
Gegenſtaͤnde der Verhandlung; mit Ausnahme dringender Faͤlle muß dieſelbe 
wenigſtens ſieben freie Tage vorher ſtatt haben. f 


$. 55. 


Das Deichamt kann nur beſchließen, wenn mehr als die Haͤlfte ſeiner 
Mitglieder, mit Einſchluß des Vorſitzenden, zugegen ſind. Eine Ausnahme 
hiervon findet ſtatt, wenn das Deichamt, zum dritten Male zur Verhandlung 
über denſelben Gegenſtand zuſammenberufen, dennoch nicht in genuͤgender An⸗ 
ahl erſchienen iſt. Bei der zweiten und dritten Zuſammenberufung muß auf 
iefe Beſtimmung ausdruͤcklich hingewieſen werden. 


H. 56, 
Die Beſchluͤſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Das Verhaͤltniß 
des Stimmrechts der Repräfentanten iſt in H. 62. feſtgeſetzt. Bei Stimmen 
gleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 


§. 57. 
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$. 57. 


An Verhandlungen uͤber Rechte und Pflichten des Deichverbandes darf 
derjenige nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem des Verbandes in 
Widerſpruch ſteht. Kann wegen dieſer Ausſchließung ſelbſt mit Huͤlfe der 
Stellvertreter eine beſchlußfaͤhige Verſammlung nicht gehalten werden, ſo hat 
der Deichhauptmann, oder wenn auch dieſer aus dem vorgedachten Grunde be⸗ 
theiligt iſt, die Regierung für die Wahrung der Intereſſen des Deichverbandes 
n und noͤthigenfalls einen beſonderen Vertreter für denſelben zu be— 

ellen. ö 


H. 58. 


Die Beſchluͤſſe des Deichamtes und die Namen der dabei anweſend ge— 
weſenen Mitglieder ſind in ein beſonderes Buch einzutragen. 


Sie werden von dem Vorſitzenden und wenigſtens drei Mitgliedern unter⸗ 
zeichnet. Die Stelle der letzteren kann ein vom Deichamte gewählter, in 
einer Deichamtsſitzung hierzu von dem Deichhauptmann vereideter Protokoll⸗ 
fuͤhrer vertreten. 


$. 59. 


Das Deichamt beſchließt insbeſondere: 


a) über die zur Erfüllung der Sozietätszwede ($$. 1 — 4.) nothwendi⸗ 
gen oder nuͤtzlichen Einrichtungen, uͤber die Bauanfchläge und die erfor⸗ 
derlichen Ausgaben, über außerordentliche Deichkaſſenbeitraͤge und etwa⸗ 
nige Anleihen (ekr. H. 34. 40. 43.); 

p) über Berichtigungen des Deichkataſters ($$. 11. und 12.); 

c) über Erlaß und Stundung der Deichkaſſenbeitraͤge ($$. 13—15.); 

d) über die Repartition der Natural-Huͤlfsleiſtungen ($. 19.); 

e) uͤber die . fuͤr abgetretene Grundſtuͤcke und Entnahme von 
Materialien (H. 26.); 

1) über Geſchaͤftsanweiſungen für die Deichbeamten (F. 28.); i 

g) über die Wahl des Deichhauptmanns, feines Stellvertreters, des Deich- 
inſpektors, des Deichrentmeiſters und der Deichſchulzen ($$. 32. 39. 44. 
48.), ſowie über die Zahl der Unterbeamten⸗Stellen ($. 46.); 

h) uͤber die den Beamten des Deichverbandes zu gewaͤhrenden Beſoldungen, 
Penſionen, Diaͤten, oder Remunerationen eir aare Auslagen; 

i) über die Benutzung der Grundſtuͤcke und des ſonſtigen Vermoͤgens des 
Deichverbandes; f 5 

k) tiber den jährlichen Etat der Deichkaſſe und die Decharge der Rechnungen; 

1) uͤber Verträge und Vergleiche, welche Gegenftände von funfzig Thalern 
oder mehr betreffen (F. 33 d.). 


(Nr. 3867.) * H. 60. 


H. 60. 


Die Genehmigung der Regierung iſt erforderlich: 

a) zu Beſchluͤſſen über die Kontrahirung neuer Anleihen, wobei die Mittel 
aut 1 orlaen Verzinſung und Tilgung der Schuld jedesmal feſtzu⸗ 
ſtellen ſind; f 

b) zu den Projekten uͤber den Bau neuer Deiche und Schleuſen, uͤber die 
Erhoͤhung, Verlegun oder Abtragung von Deichen, und uͤber den Ver⸗ 
ſchluß von Deichbruͤchen; 

c) zur Veräußerung von Grundſtuͤcken des Verbandes; 

d) zu den Beſchluͤſſen über die Remuneration des Deichhauptmanns und 
Deichinſpektors. 

. Sollte das Deichamt ganz ungenügende Beſoldungen oder Remunerationen 
bewilligen, fo koͤnnen dieſelben von der Regierung noͤthigenfalls erhoͤht werden. 


H. 61. 


Die Repraͤſentanten der Deichgenoſſen im Deichamte waͤhlen jaͤhrlich 
wei Deputirte, welche der ganzen Deich- und Grabenſchau beiwohnen muͤſſen. 
Jeder der uͤbrigen Repraͤſentanten kann der Schau ebenfalls beiwohnen. a 

Die Repräſentanten ſind befugt und verpflichtet, als Bezirksvertreter 
auch außerhalb der Sitzungen des Deichamtes die Intereſſen des Deichverbandes 
zu überwachen, die Unterbeamten zu kontrolliren und die wahrgenommenen 
Maͤngel, ſowie die Wuͤnſche der Deichgenoſſen ihres Bezirks, dem Deichhaupt⸗ 
mann oder dem Deichamte vorzutragen. 


* 


Sechſter Abſchuitt 
$. 62. 
Wahl der Bei dem Deichamte fuͤhren | Stimmen. 

Deihgenofen 1) die Gemeinde Kottwitz nebſt den geiſtlichen und Schul⸗ 
bei dem Deich⸗ Inſtituten daſelbſt ..... eee eee 23 
RR 2) das Rittergut Auras mit dem Vorwerk Raake........ 1 

3) das Rittergut Liebenau, die Gemeinde Raake und alle 

übrigen Deichgenoſſen zuſammen 1 


Ag 

und zwar die Gemeinde Kottwitz und die ad 3, gedachten Deichgenoſſen durch 
— Abgeordnete oder deren Stellvertreter. 

Behufs der Wahl der Abgeordneten und Stellvertreter werden in Kott— 

witz drei Waͤhler⸗-Abtheilungen gebildet. 9 

ie 


Langer 


= 2 


Die erſte enthält diejenigen Wirthe, welche nach dem allgemeinen Deich- 
kataſter uber Einhundert Morgen, die zweite diejenigen, welche danach uͤber vierzig 
Morgen bis Einhundert Morgen, die dritte diejenigen, welche danach vierzig 
Morgen oder weniger deichpflichtige Grundſtuͤcke beſitzen. 


In der erſten Abtheilung geben jede vollen funfzig Morgen, in der zweiten 
jede vollen zehn Morgen eine Wahlſtimme. In der dritten Abtheilung, deren 
Abgeordneter nur eine halbe Stimme fuͤhrt, hat jeder Beſitzer bis zu fuͤnf 
rg eine Stimme; wer darüber befigt, für jede vollen fünf Morgen mehr 
eine Stimme, 


Die Stimme der ad 3. gedachten Deichgenoffen wird durch einen ge⸗ 
meinſchaftlichen Abgeordneten und reſp. Stellvertreter gefuͤhrt, bei deſſen Wahl 
dem Rittergute Liebenau, der Gemeinde Raake durch ihren Ortsvorſteher oder 
deſſen ordentlichen Stellvertreter, und den ubrigen Deichgenoſſen durch einen 
Wahlmann, gleiches Stimmrecht zuſteht. Die Theilnahme an der Wahl des 
letzteren regelt ſich ebenſo wie bei dem dritten Abgeordneten der Gemeinde 
Kottwitz. Iſt unter den drei vorgedachten Waͤhlern keine Stimmenmehrheit 
fuͤr den Abgeordneten oder Stellvertreter zu erreichen, ſo giebt das Loos den 
Ausſchlag. 


Sonſt entſcheidet die abſolute Stimmenmehrheit für die Wahl des Ab⸗ 
geordneten und Stellvertreters in jedem Wahlbezirk. 


Die Wahl ſindet für einen ſechsjaͤhrigen Zeitraum ſtatt. 


Waͤhlbar iſt jeder großjaͤhrige Deichgenoſſe, welcher den Vollbeſitz der 
bürgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤftiges Urtel verloren hat und nicht 
Unterbeamter des Verbandes iſt. Mit dem Aufhoͤren der Waͤhlbarkeit verliert 
die Wahl ihre Wirkung. Vater und Sohn, ſowie Bruͤder, duͤrfen nicht zugleich 
Mitglieder des Deichamtes ſein. Sind dergleichen Verwandte zugleich gewaͤhlt, 
ſo wird der Aeltere allein zugelaſſen. 


H. 63. 


Stimmfaͤhig bei den nach dem vorigen Paragraphen vorzunehmenden 
Wahlen iſt jeder großjaͤhrige Beſitzer eines deichpflichtigen Grundſtuͤcks, welcher 
mit feinen Deichkaſſenbeitraͤgen nicht im Ruͤckſtande iſt und den Vollbeſitz der 
bürgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤftiges Urtel verloren hat. 


Auch Pfarren, Kirchen, Schulen und andere moraliſche Perſonen, des: 
gleichen Frauen und Minderjährige, haben Stimmrecht für ihre deichpflichtigen 
Grundſtuͤcke und duͤrfen daſſelbe durch ihre geſetzlichen Vertreter oder durch 
Bevollmaͤchtigte ausuͤben. b 


Andere Beſitzer koͤnnen ebenfalls ihren Zeitpaͤchter, ihren Gutsverwalter, 
oder einen anderen ſtimmfaͤhigen Deichgenoſſen zur Ausuͤbung ihres Stimmrechts 
bevollmaͤchtigen. a 


(Nr. 3867.) i Ge⸗ 
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) Gehört ein Grundſtuͤck mehreren Beſitzern gemeinſchaftlich, ſo kann nur 
einer derſelben im Auftrage der übrigen das Stimmrecht ausuͤben. 


H. 64. 


Die Liſte der Waͤhler jedes Wahlbezirks wird von dem Deichhauptmann 
und bis dahin, daß dieſer gewaͤhlt iſt, von dem Deichregulirungs-Kommiſſarius 
aufgeſtellt. Den Wahlkommiſſarius ernennt die Regierung zu Breslau. 

Die Liſte der Wähler wird vierzehn Tage lang in einem oder mehreren zur 
offentlichen Kenntniß gebrachten Lokalen offen gelegt. Waͤhrend dieſer geit 
kann jeder Betheiligte Einwendungen gegen die Richtigkeit der Liſte bei dem 
Wahlkommiſſarius erheben. Die Entſcheidung uͤber die Einwendungen und 
die Pruͤfung der Wahlen ſteht dem Deichamte zu. 


§. 65. 


Inm Uebrigen find bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Ver⸗ 
pflichtung zur Annahme unbeſoldeter Stellen, die Vorſchriften uͤber die Ge— 


„ 


meindewahlen analogiſch anzuwenden. 


H. 66. 


Der Stellvertreter nimmt in Krankheits- und Behinderungsfaͤllen des 
Repraͤſentanten deſſen Stelle ein und tritt fuͤr ihn ein, wenn der Repraͤſentant 
waͤhrend ſeiner Wahlzeit ſtirbt, den Grundbeſitz in der Niederung aufgiebt, 
oder ſeinen bleibenden Wohnſitz an einem entfernten Orte waͤhlt. 


F. 67. 


Allgemeine Abaͤnderungen des vorſtehenden Deichſtatuts koͤnnen nur unter landes— 


* 


Beſtimmung. herrlicher Genehmigung erfolgen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Sansſouei, den 19. September 1853. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. v. Weſtphalen. 


(Nr. 3868.) 
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(Nr. 3868.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 19. Oktober 1853., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte zum Bau und zur Unterhaltung einer Aktien-Chauſſee 
von Soeſt nach Niederbergheim. 


Nucden Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Chauſſee von Soeſt nach Niederbergheim durch die unter dem Namen „Soeſt— 
Niederbergheimer Straßenbau⸗Geſellſchaft“ von Mir beftätigte Aktiengeſellſchaft 
genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Expropriationsrecht fuͤr die 
zu der Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme 
der Chauſſeebau- und Unterhaltungs- Materialien, nach Maaßgabe der fir die 
Staats-Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe Straße zur Anwendung 
kommen ſollen. Zugleich will Ich der vorerwaͤhnten Aktiengeſellſchaft, gegen 
Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße, das e 
zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staat 

Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben 
enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erbe: 
bung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, verleihen. Auch ſollen die dem 
Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen 
der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Sansſouei, den 19. Oktober 1853, 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fir Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. a 


(Nr. 38683869.) ’ (Nr. 3869.) 
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(Ir. 3869.) Bekanntmachung uͤber die unterm 19. Oktober 1853. erfolgte Beftätigung des 
Statuts der Soeſt⸗Niederbergheimer Straßenbau⸗ Geſellſchaft. Vom 
19. Oktober 1853. 5 


* Koͤnigs Majeſtaͤt haben das unterm 10. Auguſt 1853, vollzogene Statut 
der Soeſt-Niederbergheimer Straßenbau-Geſellſchaft mittelſt Allerhoͤchſten Er⸗ 
laſſes vom 19. d. M. zu beftätigen geruht, was nach Vorſchrift des H. 3. des 
Geſetzes uͤber Aktien eſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem Bemerken 
bekannt gemacht wir „daß das Statut durch das Amtsblatt der Koͤniglichen 
Regierung zu Arnsberg zur öffentlichen Kenntniß gelangen wird. 


Berlin, den 19. Oktober 1853. 


„Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


Nedigirt im Büreau des Staats- Minifteriums, . 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerel. 
(Rudolph Oecker.) 


